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Die Vergabe von Bohr- und Ausbauarbeiten zur Herstellung von Brunnen aller Art zählt zu den komplexen Aufgaben im Baube-
reich. Denn der Brunnenbau zur Wassergewinnung, aber auch Pegelmessung oder Wiedereinbringung von Wasser in den 
Grundwasserhaushalt bedarf zur Herbeiführung des jeweils beabsichtigten Erfolges das „Funktionieren“ nicht nur der Brunnen-
bautechnik und der notwendigen Materialien – mithin überprüfbarer Parameter - , sondern auch das Zusammenwirken mit dem 
Baugrund, in dem ein Brunnen eingebracht werden soll und letztlich maßgeblich auch die notwendige Wasserzuführungsmög-
lichkeit bzw. bei z.B. Schluckbrunnen, Ableitungsfähigkeit. Der Werkerfolg hängt damit von Komponenten ab, die nur teilweise 
bekannt bzw. aufschliessbar sind. Denn die große Unbekannte in der Gleichung „Werkerfolg Brunnen“ stellen die jeweils anste-
henden Boden- und Wasserverhältnisse dar, die trotz bestmöglicher Untersuchung u.a. gem. DIN EN 1997-2 iVm DIN 4020 
niemals mit Sicherheit festgestellt und entsprechend angegeben werden können. Die Überraschung und damit der Misserfolg der 
Bauleistung „Brunnenbau“, von der Bohrung bis zum Ausbau, sind deshalb latente Begleiter jeder Brunnenbaumaßnahme. 
 
 
1   Brunnenbau: Rechtsvorgaben zur Vergabe 
 
Brunnenbauarbeiten werden im Regelfall von öffentli-
chen Auftraggebern nach den dazu bestehenden Regeln 
für die Vergabe von Bauleistungen gem. §§ 97 ff. GWB 
iVm §§ 1 bzw. 1 EG VOB/A vergeben. Soweit private 
Auftraggeber derartige Bauleistungen in Auftrag geben, 
gilt grundsätzlich die völlig Vertragsfreiheit – jedoch 
begrenzt durch die Regelungen zu Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen, §§ 305 ff. BGB sowie letztlich      
§ 242 BGB, nämlich Treu und Glauben: Kein Vertrags-
partner darf mit Risiken überzogen werden, die seine 
Existenz auf`s Spiel setzen können, ohne dass er eine 
Gegeneinwirkungsmöglichkeit vorhersehen und ent-
sprechend kalkulieren kann. Dies sind jedoch die Aus-
nahmefälle! Normalerweise geben insb. Kommunalun-
ternehmen (wie Wasser- und Kanalwerke) Brunnenneu-
bau-, ausbau- und –sanierungsarbeiten nach entspre-
chender Ausschreibung in Auftrag. Für die Ausschrei-
bung gilt zunächst die Grundregelung zur Leistungsbe-
schreibung wie folgt: 
§ 7 VOB/A (entspr.  § 7 EG VOB/A) 
Leistungsbeschreibung 
Allgemeines 
(1) 1. Die Leistung ist eindeutig und so erschöpfend zu 
beschreiben, dass alle Bewerber die Beschreibung im 
gleichen Sinne verstehen müssen und ihre Preise sicher 
und ohne umfangreiche Vorarbeiten berechnen können. 
2. Um eine einwandfreie Preisermittlung zu ermöglichen, 
sind alle sie beeinflussenden Umstände festzustellen 
und in den Vergabeunterlagen anzugeben. 
3. Dem Auftragnehmer darf kein ungewöhnliches Wagnis 
aufgebürdet werden für Umstände und Ereignisse, auf 
die er keinen Einfluss hat und deren Einwirkung auf 
die Preise und Fristen er nicht im Voraus schätzen 
kann. 
4. Bedarfspositionen sind grundsätzlich nicht in die Leis-
tungsbeschreibung aufzunehmen. Angehängte Stun-
denlohnarbeiten dürfen nur in dem unbedingt erforder-
lichen Umfang in die Leistungsbeschreibung aufge-
nommen werden. 
5. Erforderlichenfalls sind auch der Zweck und die vorge-
sehene Beanspruchung der fertigen Leistung anzuge-
ben. 
6. Die für die Ausführung der Leistung wesentlichen 
Verhältnisse der Baustelle, z. B. Boden- und Wasser-
verhältnisse, sind so zu beschreiben, dass der Bewerber 
ihre Auswirkungen auf die bauliche Anlage und die 
Bauausführung hinreichend beurteilen kann. 
7. Die „Hinweise für das Aufstellen der Leistungsbe-
schreibung“ in Abschnitt 0 der Allgemeinen Techni-
schen Vertragsbedingungen für Bauleistungen, 
DIN 18299 ff., sind zu beachten. 
 
Dazu hat der Bundesgerichtshof in einer maßgebenden 
Entscheidung vom 21.03.2013 (IBR 2013, 328) Az: VII 
ZR 122/11 ausgeführt:  
 
Ein Bieter darf die Leistungsbeschreibung einer öffent-
lichen Ausschreibung nach der VOB/A im Zweifelsfall 
so verstehen, dass der Auftraggeber den Anforderungen 
der VOB/A an die Ausschreibung entsprechen will (vgl. 
BGH, Urteil vom 22. Dezember 2011 - VII ZR 67/11, 
BGHZ 192, 172 Rn. 15; Urteil vom 11. März 1999 - VII 
ZR 179/98, BauR 1999, 897, 898 = ZfBR 1999, 256; 
Urteil vom 9. Januar 1997 - VII ZR 259/95, BGHZ 134, 
245, 248; Urteil vom 11. November 1993 - VII ZR 
47/93, BGHZ 124, 64, 68). Danach sind die für die 
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Ausführung der Leistung wesentlichen Verhältnisse der 
Baustelle, wie z.B. Bodenverhältnisse, so zu beschrei-
ben, dass der Bewerber ihre Auswirkungen auf die bau-
liche Anlage und die Bauausführung hinreichend beur-
teilen kann. Die "Hinweise für das Aufstellen der Leis-
tungsbeschreibung" in Abschnitt 0 der Allgemeinen 
Technischen Vertragsbedingungen für Bauleistungen, 
DIN 18299 ff., sind zu beachten, § 9 Nr. 1 bis 3 VOB/A 
a.F. (BGH, Urteil vom 22. Dezember 2011 - VII ZR 
67/11, BGHZ 192, 172 Rn. 15). 
 
Im Klartext bedeutet dies: Der BGH bekräftigte damit 
seine langjährige Rechtsprechung, wonach sich der 
Öffentliche Auftraggeber durch die maßgeblichen Fest-
legungen in der VOB/A, die letztlich eine verwaltungs-
interne Anweisung an die Vergabestellen der öffentli-
chen Auftraggeber darstellt, selbst bindet und dement-
sprechend Verträge stets so auszulegen sind – selbst 
gegen vermeintlich klaren Wortlaut - , dass im Ver-
tragsverständnis das Selbstverständnis der öffentlichen 
Auftraggeber, niedergeschrieben in der VOB/A und 
zwingend aufgrund der §§ 97 GWB zu beachten, zum 
Vertragsinhalt wird: Keine Risikoüberbürdung, soweit 
damit die Gefahr einer Nichtberücksichtigung in der 
Kalkulation, insb. auch hinsichtlich der Baufristen, 
verbunden ist! Mehr noch: Der BGH gibt mit diesem 
neuen Urteil auch vor, dass die Hinweise für das Auf-
stellen der Leistungsbeschreibung nach den Abschnitten 
0 der VOB/C zwingend zu beachten sind – auch wenn 
es letztlich nur „Hinweise“, also ohne Vertragseinbezug, 
sind. 
 
Unterstrichen wird diese Pflicht des öffentlichen Auf-
traggebers noch durch die gesetzliche Regelung des      
§ 313 BGB. Danach gilt: 
 
 
§ 313 BGB Störung der Geschäftsgrundlage 
(1) Haben sich Umstände, die zur Grundlage des Vertrags 
geworden sind, nach Vertragsschluss schwerwiegend verän-
dert und hätten die Parteien den Vertrag nicht oder mit ande-
rem Inhalt geschlossen, wenn sie diese Veränderung voraus-
gesehen hätten, so kann Anpassung des Vertrags verlangt 
werden, soweit einem Teil unter Berücksichtigung aller Um-
stände des Einzelfalls, insbesondere der vertraglichen oder 
gesetzlichen Risikoverteilung, das Festhalten am unveränder-
ten Vertrag nicht zugemutet werden kann. 
(2) Einer Veränderung der Umstände steht es gleich, wenn 
wesentliche Vorstellungen, die zur Grundlage des Vertrags 
geworden sind, sich als falsch herausstellen. 
(3) Ist eine Anpassung des Vertrags nicht möglich oder einem 
Teil nicht zumutbar, so kann der benachteiligte Teil vom 
Vertrag zurücktreten. An die Stelle des Rücktrittsrechts tritt 
für Dauerschuldverhältnisse das Recht zur Kündigung. 
 
Dieses Gesetz wird in der Praxis, gerade im Zusam-
menhang mit Brunnenbauarbeiten, häufig einfach über-
sehen und damit unnötiger Streit beim Nichterreichen 
des Brunnenzwecks herbeigeführt. Dies beginnt bei der 
Abteufung der Bohrung, die etwa an den Boden- und 
Felsverhältnissen scheitern kann, und endet bei der 
Ergiebigkeit des Brunnens, die sich anders, als berech-
net (und erhofft) darstellt. 
 
Entsprechende Ausschreibungsvorgaben, die zwingend 
zu beachten und entsprechend in die Ausschreibungs-
texte mit aufgenommen werden müssen, sind nach den 
maßgeblichen Abschnitten 0 der ATV DIN 182999 
(Allgemeine Regelungen für Bauarbeiten jeder Art) 
sowie der ATV DIN 18301 (Bohrarbeiten) und ATV 
DIN 18302 (Ausbau von Bohrungen) insbesondere: 
 
ATV DIN 18299, Abschnitt 0.1.9 Bodenverhältnisse, Bau-
grund und seine Tragfähigkeit. Ergebnisse von Bodenuntersuchungen. 
ATV DIN 18299, Abschnitt 0.1.10 Hydrologische Werte von 
Grundwasser und Gewässern. Art, Lage, Abfluss, Abflussvermögen 
und Hochwasserverhältnisse von Vorflutern. Ergebnisse von Wasser-
analysen. 
ATV DIN 18301, Abschnitt 0.2.15 Maßnahmen beim Bohren 
im Einflussbereich von Trink- und Mineralwassergewinnungsgebieten 
sowie in gasführendem Baugrund 
Von besonderer Bedeutung ist die einschlägige Norm 
ATV DIN 18302 Ausbau von Bohrungen) der VOB Teil 
C, deren Regelungen von Abschnitt 1 – 5 ebenso sämt-
lich vertraglich vereinbart sind wie die ergänzenden 
Regelungen der ATV DIN 18299 und der für die not-
wendigen Bohrarbeiten in ATV DIN 18301 enthaltenen 
Vereinbarungen! 
Der Geltungsbereich der ATV DIN 18302 VOB/C wird 
dabei wie folgt beschrieben: 
1 Geltungsbereich 
1.1 Die ATV DIN 18302 „Arbeiten zum Ausbau von Bohrungen“ 
gilt für den Ausbau von Bohrungen 
zu Brunnen für die 
 Wassergewinnung und Wassereinleitung, 
 Grundwasserabsenkung, 
 Entwässerung und 
 Entgasung, 
zu Grundwassermessstellen, 
für geotechnische Messungen, 
zur Nutzung geothermischer Energie sowie 
zum Einbau von Anoden. 
Sie umfasst auch die Erhaltung, Instandsetzung und den Rück-
bau von ausgebauten Bohrungen. 
Dabei zählen die nachstehenden Angaben im LV, so-
weit im Einzelfall erforderlich, zu den wesentlichen 
Verpflichtungen des Ausschreibenden: 
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ATV DIN 18302, Abschnitt 0.2 Angaben zur Ausführung 
0.2.1 Zweck der ausgebauten Bohrung. 
0.2.2 Bauweise und Art des Ausbaus für 
Brunnen, Grundwassermessstellen und Deponieentgas-
ungsbrunnen, z. B. durch 








0.2.3  Besondere Maßnahmen zum Schutz von benachbarten 
Bauwerken. 
0.2.4 Anforderungen an Abschlussbauwerke und Brunnenköpfe. 
0.2.5 Vorgesehene Brunnenleistung und vorgesehene Förderein-
richtung nach Art, Förderleistung und Einbaustelle. 
0.2.6 Desinfizieren von Filterkies vor dem Einbau. 
0.2.7 Vorgaben für das Einbringen des Filterkieses, z. B. mit 
oder ohne Schüttrohr. 
0.2.8 Länge, Stoffe und Einbringverfahren der Ringraumverfül-       
lung außerhalb der Filterstrecken einschließlich der Dich-
tungsstrecken. 
0.2.9 Eigenschaften der Dichtstoffe: 
bei Schüttgütern insbesondere Sink-, Quell- und physikali-
sche Eigenschaften, Form und Größe, bei Suspensionen 
insbesondere Anforderungen an Quell- und physikalische 
Eigenschaften, Mindestdichte, w/z-Wert, Zementart und 
Zementgüte sowie Abbindewärme. 
0.2.10 Abdichten von Bohrlochabschnitten gegen wasserführende 
Schichten. 
0.2.11 Vorgesehene Messvorrichtungen. 
0.2.12 Dauer und Staffelung der Förderleistung und der Förder-
höhe beim Leistungspumpen. 
0.2.13 Art und Umfang der Entwicklung und Entsandung bei 
Brunnen und Grundwassermessstellen. 
0.2.14 Zulässiger Restsandgehalt. 
0.2.15 Anzahl und Art der geforderten Proben, z. B. Wasserpro-
ben, Rückstellproben. 
0.2.16 Anzahl und Art der geforderten geophysikalischen und 
sonstigen Untersuchungen. 
 
Nur wenn diese Angaben im Ausschreibungstext, so-
weit im Einzelfall erforderlich, erfolgen – und dazu 
noch die grundsätzlich erforderliche Kampfmittelfrei-
heitsbestätigung nach den Bestimmungen des jeweiligen 
Bundeslandes gem. ATV DIN 18299, Abschnitt 0.1.17, 
da mit jeder Brunnenbohrung sich die Gefahr eines 
Kampfmittelfundes ergeben kann – liegt eine rechtlich 
richtige und keiner weiteren Auslegung bedürftige Aus-
schreibung von Bohr- und Ausbauarbeiten im Zusam-
menhang mit Brunnenbauarbeiten vor! 
 
2   Abwicklung von Bohr- und Ausbauarbeiten 
 
Das Fehlschlagen von Bohr- und Ausbauarbeiten zählt 
zum Baualltag – und entsprechend häufig werden Ge-
richtsverfahren zu Fragen nach der Verantwortung und 
eine Mängelhaftung gestellt. Es ist deshalb notwendig, 
aus dieser Praxiserfahrung heraus die rechtliche Beurtei-
lung nachzuvollziehen. Dies geschieht anhand eines 
Falles aus der Praxis 
 
2.1 Fall aus der Praxis 
 
Ein AN wurde vom AG mit der Herstellung eines Brun-
nens für ein Bauvorhaben beauftragt. Nachdem der 
Brunnen hergestellt war, ergab die Beprobung, dass statt 
einer Ergiebigkeit von rund 1000 m³ / h nur rund 36 m³ / 
h gefördert werden konnten. 
 
Der AG verweigerte deshalb die Abnahme. In der Fol-
gezeit – nach Versuchen zur Ertüchtigung des Brunnens 
und umfangreichem Schriftverkehr – kündigte der AG 
und lies neben dem nicht ergiebigen Brunnen durch ein 
anderes Unternehmen einen funktionstauglichen Brun-
nen herstellen. 
 
Dann machte der AG gegenüber dem AN eine Forde-
rung in Höhe von rund 780 TEURO für die Herstellung 
des Ersatz-Brunnens geltend und stellte gleichzeitig 
Schadensersatzforderungen in Höhe von mehr als 
6 Mio € in den Raum. 
 
Schließlich reichte die AG Klage gegen den AN auf 
Zahlung  ein. 
 
2.2 Rechtliche Lösung 
 
Jede richtige rechtliche Würdigung eines baurechtlichen 
Sachverhalts setzt zunächst das technische Verständnis 
der streitgegenständlichen Bauleistungen, die Kenntnis 
der für diese Bauleistungen einschlägigen Regelungen 
nach Vertrag (einschl. VOB) und Gesetz und den Nach-
vollzug des tatsächlichen Geschehensablaufes voraus. 
Dies gilt insbesondere für Bauleistungen, die im Zu-
sammenhang mit dem Baugrund stehen und nur durch 
eine Interaktion zwischen den Bauleistungen und den 
vor Ort anstehenden Boden- und Wasserverhältnissen 
zum Erfolg, der mit den Bauleistungen bewirkt werden 
soll, führen kann. Ein typisches Beispiel dafür sind – 
wie hier – Brunnen, die zu ihrem Funktionieren als 
conditio sine qua non spezielle Boden- und Wasserver-
hältnisse bedürfen. Es muss deshalb die Brunnenbau-
Technik verstanden und müssen rechtliche Spezialrege-
lungen ganz allgemein näher dargestellt werden, soweit 
sie für das rechtliche Verständnis maßgebend sein kön-
nen.  
 
2.2.1 Brunnenbau und rechtliche Vorgaben 
 
Der Bau von Brunnen zählt seit Menschengedenken 
zum notwendigen Können der Menschen, denn ohne 
Brunnen gibt es in vielen Gebieten der Erde kein Was-
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ser und damit kein Leben. Dieser Allgemeinsatz muss 
vorangestellt werden, um zu verdeutlichen, dass Brun-
nenbau keine „Sonderwissenschaft“, sondern eine all-
tägliche Bauweise darstellt. 
 




















Aus dieser schematischen Darstellung ergibt sich, dass 
für die Herstellung eines Brunnens und das Fördern von 
Grundwasser zwingende Voraussetzungen sind: 
 
 Ausgebildete Brunnenbauer (= Menschen) 
 die mit Hilfe von Brunnenbohrgeräten (= Ma-
schinen) 
 ein Loch bis zu einer bestimmten Tiefe herstel-
len (= Methode), 
 in dem dann mit Hilfe von speziellen Filter-
Rohren, Filterkies und Pumpen (=Material) 
das in das Filterrohr einströmende Grundwas-
ser gesammelt und nach oben in den Vor-
schacht gepumpt werden kann –  
 sofern in dem vorgegebenen Baugrund (= Me-
dium) die Voraussetzungen für den entspre-
chend notwendigen Wasserzustrom vorhanden 
sind. 
 
Weiter steht aus der Erfahrung in der Praxis fest, dass 
sämtliche Komponenten zur Herstellung eines Brunnens 
überprüfbar sind, insb. aber, dass die Bohrung, Einfüh-
rung und zentrische Einstellung der Rohre, Auffüllung 
mit Filterkies sowie die weiteren Arbeiten zur Fertig-
stellung keine besonderen bautechnischen Schwierigkei-
ten mit sich bringen können – ausgenommen Probleme 
beim Abteufen der Brunnenbohrung und beim Ziehen 
der Bohrrohre. Insoweit enthält jedoch die ATV DIN 
18301 VOB/C entsprechende Regelungen, so dass in-
soweit kein Streit entstehen dürfte. 
 
Das einzige, bei jedem Brunnenbau vorhandene tatsäch-
liche – nicht: technische (!) - Problem ist deshalb, ob 
sich im Brunneneinzugsbereich genügend und dauerhaft 
Grundwasser befindet, um die erwartete Ergiebigkeit 
der Brunnenschüttung zu erreichen und ob der Bau-
grund im Brunneneinzugsbereich durchlässig ist, also 
das Wasser tatsächlich strömen lässt und nicht der Fil-
terbereich z.B. durch Feinsande so verlegt wird, dass ein 
Zustrom (nahezu) unterbunden wird bzw. lokale Barrie-
ren durch z. B. wasserundurchlässige Bodenschichten 
bestehen. 
 
Dementsprechend gaben die Allgemeinen Technischen 
Vertragsbedingungen (ATV) der Vergabe- und Ver-
tragsordnung für Bauleistungen (VOB Teil C) zu dieser 
Problematik im Rahmen der Spezial-DIN-Norm für 
früher noch mit „Brunnenbauarbeiten“ überschriebenen 
ATV DIN 18302 folgende Regelung
1
 an erster Stelle 
zur „Ausführung“ vor: 
 
DIN 18302 (Brunnenbauarbeiten), Abschnitt 3.1.1: „Der 
Auftragnehmer hat nicht einzustehen für eine bestimmte Ergiebigkeit 
der Brunnen, ……..; unberührt bleiben seine Verpflichtungen nach § 4 
Nr.3 VOB/B und seine Gewähr für die vertragsgemäße Ausführung 
der Brunnen.“ 
Diese Regelung wurde, da eine Selbstverständlichkeit 
und als solche im Gesetz, § 645 BGB, sowie der VOB 
Teil B, § 13 Abs.3, geregelt, ab der Ausgabe 2006 aus 
der ATV DIN 18302 entfernt. 
Denn: Der Baugrund und die darin befindlichen Was-
serverhältnisse werden einem, vom Auftraggeber be-
reitgestellten, „Baustoff“ gleichgesetzt. Erweist sich 
dieser als für die Herstellung, Sanierung oder Erweite-
rung eines Brunnens als nicht geeignet, insb. aber hin-
sichtlich der Ergiebigkeit – auch mit der Zeit erst sich 
einstellend – als nicht den Erwartungen entsprechend, 
dann geht dieses Risiko als „Baustoff-Mangel“, den der 
Auftraggeber als „Vorgebender des Brunnenbestandteils 
Baugrund und Grundwasser“ zu verantworten (auch 
ohne Verschulden!) hat, zu Lasten des Auftraggebers. 
Voraussetzung dafür ist jedoch, dass die Ausführung der 
Bohrung und der Ausbau des Brunnens für sich betrach-
tet den allgemein anerkannten Regeln der Technik ent-
spricht und auch keine Bedenkenanmeldung notwendig 
war. Eine solche muss nur bei nachvollziehbaren An-
haltspunkten, nicht aber „ins Blaue hinein“ gem. § 4 
Abs.3 VOB/B erfolgen. Dazu hat das LG Osnabrück als 
Berufungsinstanz klargestellt, dass gerade beim Brun-
nenbau der Auftraggeber den „Baustoff Baugrund samt 
Grundwasser“ vorgibt, so dass die Verantwortung für 




Generell nachzuvollziehen haben die Vertragsparteien 
auch – und in der Baupraxis besteht hier häufig ein 
Wissensdefizit (!) - , dass beim VOB-Vertrag nach 




                                                          
1
 Seit der VOB-Ausgabe 2006 lautet die Bezeichnung der DIN 18302 
„Ausbau von Bohrungen“;  
2
 Urteil vom 13.10.2006, Az: 12 S 779/04 = IBR 2007,244; 
3 U.v.27.7.2006,Az:VII 202/04=BauR 2006, 2040; NZBau 2006, 777;  
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Für die Abgrenzung, welche Leistungen von der ver-
traglich vereinbarten Vergütung erfasst sind und welche 
Leistungen zusätzlich zu vergüten sind, kommt es auf 
den Inhalt der Leistungsbeschreibung an. Diese ist im 
Zusammenhang des gesamten Vertragswerks auszule-
gen. Haben die Parteien die Geltung der VOB/B verein-
bart, gehören hierzu auch die Allgemeinen Technischen 
Bestimmungen für Bauleistungen, VOB/C.  
 
Damit sind auch alle technischen Regelungen gemäß 
Abschnitt 2 der ATV DIN 18302 vom Vertrag umfasst. 
Wird demnach die erwartete Ergiebigkeit nicht erreicht, 
so ist zu prüfen: 
 
Der AN wird von seiner Erfolgsverpflichtung, also der 
Mängelhaftung nach §§ 4 Abs.7 sowie 13 Abs.1 
VOB/B, frei – d.h., er hat dafür nicht „einzustehen“, 
wenn er 
 
 „seine Verpflichtungen nach § 4 Abs.3 
VOB/B“ erfüllt hat  
 und 





Der AN musste auf Bedenken hinweisen, wenn er auf-
grund der Vorgaben zum Baugrund im Bauvertrag 
und/oder aufgrund allgemein bekannter geologisch-
hydrologischer Besonderheiten in dem fraglichen Brun-
nenbaugebiet und/oder aufgrund eigener Erkenntnisse 
Bedenken „gegen die vorgesehene Bauausführung“ 
und/oder den vom AG „gelieferten Stoff“ (= Baugrund 
einschl. des darin eingeschlossenen bzw. zirkulierenden 
Grundwassers) gehabt hatte oder solche Bedenken hätte 
haben müssen. Denn § 4 Abs.3 VOB/B lautet: 
 
Hat der Auftragnehmer Bedenken gegen die vorgesehe-
ne Art der Ausführung (auch wegen der Sicherung ge-
gen Unfallgefahren), gegen die Güte der vom Auftrag-
geber gelieferten Stoffe oder Bauteile oder gegen die 
Leistungen anderer Unternehmer, so hat er sie dem 
Auftraggeber unverzüglich - möglichst schon vor Beginn 
der Arbeiten - schriftlich mitzuteilen; der Auftraggeber 
bleibt jedoch für seine Angaben, Anordnungen oder 
Lieferungen verantwortlich. 
 
Dazu ist festzustellen: 
Brunnenbohrungen einschließlich des Ausbaues von 
solchen Bohrungen sind seit Jahrhunderten bekannt und 
erprobt. Bedenken insoweit sind deshalb nur in Sonder-
fällen angezeigt.  
 
Auch Bedenken gegen den vom AG „gelieferten“ Stoff, 
nämlich den Baugrund, dessen Konsistenz und Boden- 
sowie Wasserverhältnisse maßgeblich für das Funktio-
nieren jeden Brunnens auch im Hinblick auf die Ergie-
bigkeit ist, können von Bedeutung sein. Denn gem. § 13 
Abs.3 VOB/B wird der AN von der Mängelhaftung frei 
– und dies gilt auch schon analog im Rahmen einer 
Mangelhaftigkeit vor Abnahme gem. § 4 Abs.7 VOB/B 
wenn er notwendige Bedenken rechtzeitig angemeldet 
hat. Danach gilt: Ist ein Mangel zurückzuführen auf die 
Leistungsbeschreibung oder auf Anordnungen des Auftragge-
bers, auf die von diesem gelieferten oder vorgeschriebenen 
Stoffe oder Bauteile oder die Beschaffenheit der Vorleistung 
eines anderen Unternehmers, haftet der Auftragnehmer, es sei 
denn, er hat die ihm nach § 4 Nr. 3 obliegende Mitteilung 
gemacht. 
 
Die Prüfung, ob sich Bedenken ergeben – und bejahen-
denfalls die schriftliche und unverzügliche Anmeldung 
unmittelbar beim AG – zählt deshalb zu den wichtigsten 




Ob die Ausführung des Brunnens „vertragsgemäß“ war, 
mithin den vereinbarten Erfolg hätte erwarten lassen, 
wenn auch die Boden- und Wasserverhältnisse geeignet 
gewesen wären, eine Förderleistung von über 1000 m³ / 
h zu ermöglichen, ist eine Frage, die letztlich ein Sach-
verständiger  zu klären hat. Dabei wird im Rahmen der 
sog. „5 – M – Methode“
4
 zu untersuchen sein, ob 
 
- fachkundige Brunnenbauer (= M enschen) 
- mit entsprechenden M aschinen und Geräten 
- sowie geeigneten M aterialien und 
- der richtigen M ethode 
 
den Brunnen erstellt hatten. 
 
Dies lässt sich anhand der Protokolle zur Herstellung 
des Brunnens sowie sonstiger Unterlagen ohne Weiteres 
überprüfen – wobei die Erfahrung aus einer Vielzahl 
derartiger Fälle zeigt, dass gerade beim Brunnenbau mit 
den standardisierten Bauabläufen und den genormten 
Materialien nur sehr selten „Ausführungsfehler“ vor-
kommen. Vereinfacht ausgedrückt: Ein Loch zu bohren 
– bis auf eine bestimmte Tiefe – und in dieses Filterroh-
re, Pumpen etc. einzubauen sowie Filterkies einzufüllen 
verlangt zwar handwerkliches Können, beinhaltet je-
doch praktisch keine Baurisiken (von Bohrhindernissen 
oder Problemen beim Ziehen der Bohrrohre abgesehen). 
Was alleine als Risiko immer vorhanden ist – und stets 
auf Dauer bleibt (!) – ist die „Ergiebigkeit“ des Brun-
nens, weil hier letztlich ein „Naturbeitrag“ zum Ge-
samtgewerk erforderlich ist: Ausreichendes Grundwas-
ser, richtige Strömungsrichtung und – geschwindigkeit, 
mit dem, den Brunnenbereich umgebenden Baugrund 
korrespondierende Wasserqualität und schließlich auch 
kompatible Baugrundverhältnisse, so dass sich die 
Fließwege des Wassers nicht zusetzen oder verstopfen 
lassen. 
 
Geschieht das dennoch, so greift die ausdrückliche 
Mängelfreistellung des § 13 Abs.3 VOB/B und die 
gesetzliche Vergütungspflicht gem. § 645 BGB. 
                                                          
4
 Näher dazu u.a. Schottke/Wirth/Fischer, DIN 18312 in: Beck`scher 
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Denn der Baugrund, in und mit dem der Brunnen zu 
erstellen ist, der aber auch aus dem darin befindlichen 
Wasser besteht (vgl. DIN 4020, Definition Baugrund 
„Boden bzw. Fels einschließlich aller Inhaltsstoffe (z. B. 
Grundwasser und Kontaminationen), in und auf dem 
Bauwerke gegründet bzw. eingebet werden sollen bzw. 
sind, oder der durch Baumaßnahmen beeinflusst wird.“ 
ist „Stoff“, der vom AG „geliefert“ (nämlich: beige-
stellt) oder durch die Vorgabe des Brunnenstandortes 
„vorgeschrieben“ wird5. Denn ohne diesen Baugrund 
samt Grundwasserinhalt kann niemals ein funktionsfä-
higer Brunnen errichtet werden, mithin ist die Mitwir-
kung des AG – in Form der Bereitstellung von „Bau-
grund mit Grundwasser und Durchlässigkeit“ denknot-
wendig erforderlich! Diese – u.a. vom OLG München 
nachvollzogene - weite Auslegung des Begriffes „Bau-
grund“ als „Baustoff“ wird auch durch eine technische 
Vorgabe bestätigt: Im Eurocode 7 (ENV 1997 –1, Ab-
schnitt 1.5.2) ist Baugrund wie folgt definiert: „Bau-
grund: Erde, Steine und Füllung, die vor Beginn der 
Baumaßnahme vor Ort vorhanden sind.“ 
Die „Füllung“ ist dabei der Überbegriff. Er umfasst 
alles, was „im Grundstück unter der Oberfläche ver-
borgen“ ist: Böden aller Art, Fels aber auch Findlinge, 
Torflinsen, Grundwasser, Auffüllungen, Holzkohlereib-
sel, Kampfmittel- und sonstige Kontaminationen, alte 
Brunnen, Stahlträger etc. 
Und mit dieser „Füllung“ oder „dem vom Auftraggeber 
bereitgestellten Baugrund(stück)“ müssen die Baubetei-
ligten letztlich auch „arbeiten“: Der Architekt muss wie 
der Tragwerksplaner seine Überlegungen – im Sinne 
einer wirtschaftlichen, aber auch sicheren Planung – auf 
die Baugrund-Problematik ebenso richten wie der Bau-
unternehmer ( ev. auf Kosten des Bauherrn bei Beson-
deren Leistungen) mit den „Überraschungen“ oder In-
homogenitäten aus dem Baugrund heraus fertig werden 
muss, sofern er darauf Einfluss nehmen kann. Deshalb 
besteht die oberste Verpflichtung eines jeden Auftrag-
gebers – im wohl verstandenen eigenen Interesse – 
darin, „seinen“ Baustoff so umfassend und richtig unter-
suchen und beschreiben zu lassen, wie nur irgend mög-
lich. Dazu dient die Einhaltung der DIN EN 1997-2 mit 
Ergänzung DIN 4020 durch den Sachverständigen für 
Geotechnik (Baugrundgutachter). Denn nur so können – 
letztlich niemals auszuschließende – Überraschungen 
im Zusammenhang mit dem Baustoff Baugrund auf das 
sog. Restrisiko beschränkt werden. Oder anders ausge-
drückt: Ein ausführliches, die Regeln mit sämtlichen 
Komplementärnormen beachtendes Baugrundgutachten 
ist der wesentliche Garant dafür, dass eine richtige Pla-
nung und eine wirtschaftliche Ausführung vorgenom-
men werden kann, auch wenn bei noch so perfekter 
                                                          
5 Englert, Klaus: Der Baugrund als Baustoff: Rechtsfolgen für die 
Baupraxis, in Vorträge der Baugrundtagung 2006 in Bremen, Ta-
gungsband der Deutschen Gesellschaft für Geotechnik e.V., Deutscher 
Verkehrs-Verlag, Hamburg 2006, Seite 211ff.; im Beiblatt 1 zur DIN 
4020 (Ausgabe 2003) findet sich „Zu  3.1“ die Vorgabe „.....dass der 
Baugrund einschließlich seiner Inhaltsstoffe ein inhomogener, von der 
Natur vorgegebener Werkstoff ist...“; 
 
 
Baugrunduntersuchung niemals sämtliche Inhomogeni-
täten und Besonderheiten des zur Brunnenerrichtung 




Der Baugrund, ob gelöst oder in situ, ist „Baustoff“ = 
„Werkstoff“ = „Stoff“ im Sinne des Rechts. Dazu zäh-
len auch die Grundwasserverhältnisse. 
Der Baugrund wird grundsätzlich vom Grundstücksei-
gentümer bzw. Bauherrn bzw. Auftraggeber „geliefert“, 
„vorgegeben“ oder „beigestellt“ bzw. „vorgeschrieben“. 
Es besteht auch immer ein Baugrund-Risiko. Dieses 
ergibt sich beim Brunnenbau schon deshalb, weil auch 
der beste Gutachter nicht in der Lage ist, exakt die Er-
giebigkeit eines Brunnens an einer bestimmten Stelle – 
noch dazu auf Dauer - vorherzusagen.  
Daraus folgt hinsichtlich der möglichen Erkenntnisse 
von Bietern und späteren Auftragnehmern zur Frage der 
Baugrundeignung zum Brunnenbau: 
Auch der noch so fachkundige Bieter kann nicht mehr 
oder anderes erkennen, als der Baugrundgutachter, des-
sen alleinige Aufgabe gerade die Untersuchung der 
Baugrundverhältnisse – in den von der Erdgeschichte 
sowie den naturwissenschaftlichen Grenzen bestimmten 
Wahrscheinlichkeitsangaben – ist. 
Dementsprechend gibt es eine Vielzahl von obergericht-
lichen Urteilen, die entsprechend dieser technischen 
Erkenntnis der letztlich nicht möglichen genauen 
Kenntnis des Aufbaus und der Eigenschaften des Bau-
grunds dem Auftragnehmer das Recht auf Vertrauen in 
die Baugrundangaben zusprechen. So hat das OLG 
Stuttgart der sog. „Angstklausel“ in Baugrundgutachten 
(z.B. „ Es ist nicht völlig auszuschließen, dass bei der 
Durchführung der Baumaßnahmen gewisse Abwei-
chungen vom dargestellten Schichtenaufbau auftreten 
können.“) eine Abfuhr erteilt: Ein Baugrundgutachter 
darf unzureichende Untersuchungen nicht mit Hinweis 
auf die ohnehin in Fachkreisen bekannte Möglichkeit 
abweichend von den Untersuchungsergebnissen anzu-
treffender Baugrundverhältnisse „gesundbeten“. Und 
das OLG Hamm entschied klar6, dass ein Bauunterneh-
mer Erschwernisse nicht einzukalkulieren hatte, wenn in 
der Ausschreibung eindeutige Bodenklassen vorgegeben 
werden. Wiederum das OLG Stuttgart7 befand im Hin-
blick auf das Antreffen von Kontaminationen, dass die 
insoweit zusätzlich aufzuwendenden Kosten vom Auf-
traggeber zu tragen sind, wenn im LV oder Baugrund-
gutachten entgegen den Vorgaben der VOB Teil C, DIN 
18299, Abschnitt 3.3, keine Beschreibung dieser Schad-
stoffe erfolgt ist. 
Dass jeder Bieter und auch jeder spätere Auftragnehmer 
sowohl aus einer vorvertraglichen Fürsorgepflicht nach 
§§ 241 Abs. 2; 311 Abs.2, Nr.1 BGB bzw. gem. §§ 3 
Abs.3; 4 Abs.3 VOB/B bei der Unterlassung gebotener 
                                                          
6 OLG Hamm, Urteil vom 17.02.1993, Az.: 26 U 40/92 = NJW – RR 
1994, 406 = IBR 1994,95. 
7 Urteil vom 30.01.2003, Az.: 2 U 49/00;  (BGH Beschluss vom 
28.08.2003 – VII ZR 59/03: Nichtzulassungsbeschwerde zurückge-
wiesen). 
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Bedenkenanmeldung nach § 280 Abs.1 BGB zum Scha-
densersatz verpflichtet werden kann, wenn „ins Auge 
springende Fehler und Lücken“ im Rahmen der Aus-
schreibung – etwa beim Fehlen jeglichen Hinweises auf 
hydrologische Gegebenheiten (vgl. DIN 18299, Ab-
schnitt 0.1.10 der VOB/C) – einen Hinweis oder „gehö-
rige Nachfrage“ aufdrängen, oder der Auftragnehmer 
sog. „Boden-Alarmsignale“ während der Bauausfüh-
rung nicht nur beachten, sondern auch über eine Beden-
kenanmeldung dem Bauherrn zur Kenntnis bringen 
muss8, unterstreicht nur den Grundsatz: 
Der Auftraggeber trägt das Risiko, dass die Bodenver-
hältnisse korrekt beschrieben werden9 – der Auftrag-
nehmer hingegen hat die Verpflichtung, die Beschrei-
bung im Rahmen des Möglichen und Zumutbaren auf 
Plausibilität zu überprüfen10 und die Übereinstimmung 
von „Baugrund – SOLL“ und „Baugrund – IST“ ständig 
zu überwachen.  
Genau das ist auch die Schnittstelle, die vom Gesetz – 
in § 645 BGB – und von der VOB – in §§ 4 Abs. 3 
i.V.m. 4 Abs.7 bzw. 13 Abs.3 VOB/B vorgegeben wird: 
Verantwortungszuweisung nennt man diese nachlesba-
ren Prinzipien des Rechts, die jedoch deshalb häufig 
nicht oder missverstanden werden, weil die wesentliche 
Grunderkenntnis fehlt: Baugrund ist Baustoff ! 
 
Dass § 13 Abs.3 VOB/B auch schon für Mängel, die vor 
Abnahme erkannt werden und grundsätzlich nach § 4 
Abs.7 VOB/B „auf Kosten des Auftragnehmers“ zu 
beseitigen wären, in entsprechender Anwendung gilt, ist 
hM in Rechtsprechung und Lehre und bedarf deshalb 
hier keiner näheren Vertiefung, da unbestritten11. Denn 
es wäre letztlich mit Treu und Glauben nicht zu verein-
baren, den Auftragnehmer bis zur Abnahme mit Risiken 
aus der Sphäre des Auftraggebers zu belasten, die bei 
Verwirklichung nach der Abnahme ohnedies der Auf-
traggeber bei Beachtung des § 4 Abs.3 VOB/B zu tra-
gen hätte, wie § 13 Abs.3 VOB/B ausdrücklich vorgibt. 
 
Es ergibt sich damit eine Zusammenfassung wie folgt: 
Brunnenbau zählt zu den standardisierten Bauleistun-
gen, die seit Jahrhunderten ausgeführt werden und im 
Regelfall dann zum Erfolg führen, wenn die Baugrund-, 
insb. die Grundwasser- und Bodenverhältnisse den 
notwendigen Zustrom und  - jedenfalls über einen län-
                                                          
8 OLG München, Urteil vom 28.10.1997, Az.: 28 U 158/94 ; (BGH 
Beschluss vom 26.08.1999 – VII ZR 167/98, Revision nicht ange-
nommen) = IBR 1999, 522; vgl. auch OLG Schleswig, Urteil vom 
05.04.1990 , Az.: 16 U 202/88 = IBR 1994, 141. 
9 OLG Koblenz, Urteil vom 27.01.1999, Az.: 1 U 420/96; (BGH, 
Beschluss vom 26.04.2001 – VII ZR 59/99 Revision nicht angenom-
men) = NZBau 2001, 633 = BauR 2001, 1442 = NJW – RR 2001, 
1671 = IBR 2001, 658. 
10 Zur Prüfungs- und Hinweispflicht des Bieters bzw. Auftragnehmers 
ausführlich: Englert/Grauvogl/Maurer, Handbuch des Baugrund-  und 
Tiefbaurechts, 4. Aufl., 2011, 3. Kapitel. 
11 vgl. nur Ingenstau/Korbion, § 4 Abs.7, Rdn. 13; Eng-
lert/Grauvogl/Maurer, Handbuch Tiefbaurecht, Rdn.942; von Craus-
haar, Risikotragung bei mangelhafter Mitwirkung des Bauherrn, 
BauR 1987, 14 (17); 
 
geren Zeitraum – kein Verstopfen der Brunnenbau-
Materialien bewirken. 
Wird die erwartete Fördermenge (=Ergiebigkeit) eines 
Brunnens nicht erreicht, so kann der Ausführende von 
der Erfolgshaftung gem. §§ 13 Abs.3; 4 Abs.3; 4 Abs.7 
analog VOB/B frei werden, wenn er Bedenken gegen 
den Baugrund angemeldet hatte oder sich ihm keine 
Bedenken aufdrängen mussten. Zudem darf die Nichter-
reichung des Bau-Erfolges nicht ursächlich damit zu-
sammen hängen, dass der Ausführende handwerkliche, 
von ihm zu vertretende Fehler gemacht hat. 
 
 
3   Brunnenbau-Urteile der Gerichte 
 
Brunnenbau-Streitfälle beschäftigen immer wieder die 
Gerichte. Wesentliche Aussagen zur Problematik haben 
u. a. nachstehende Gerichte getroffen: 
 
LG Osnabrück, Urteil vom 13.10.2006 - 12 S 
779/04=IBR 2007, 244, Zusammenfassung: 
 
In den Fällen, in denen der Besteller einen Stoff zur 
Herstellung eines Werks zu liefern hat, ist dieser mit 
Gewährleistungsansprüchen ausgeschlossen, wenn der 
Mangel allein auf Eigenschaften des Stoffs beruht und 
den Unternehmer, der seine Hinweispflichten beachtet 
hat, ansonsten kein Verschulden trifft. Dementspre-
chend ist ein Brunnenbauer nicht schadenersatzpflichtig, 
wenn der von ihm gebaute Brunnen nach wenigen Jah-
ren austrocknet und das Trockenfallen des Brunnens 
Folge der Bodenbeschaffenheit ist. Die Möglichkeit 
einer "Verockerung" muss der Brunnenbauer nicht prü-
fen, da diese Möglichkeit nur durch umfangreiche Bo-
denproben im Rahmen einer besonderen Beauftragung 
ausgeschlossen werden könnte; entsprechend besteht 
auch keine Hinweispflicht auf eine mögliche Verocke-
rung. 
OLG Saarbrücken, Urteil vom 22.02.2011 - 4 U 155/09 
= IBR 2011, 416, Zusammenfassung: 
Ein hydrogeologisches Bodengutachten, das der Bestel-
ler in Auftrag gegeben hat, um die Machbarkeit einer 
Geothermieanlage zu ergründen, leidet unter einem 
Werkmangel, wenn der Gutachter durch eine zusam-
menfassende Bewertung der Untersuchungsergebnisse 
Verockerungserscheinungen verharmlost und die unzu-
reichende Aussagekraft der gutachterlichen Untersu-
chungsbefunde in Bezug auf den vom Besteller verfolg-
ten Verwendungszweck nicht offen legt. 
LG Frankfurt/Oder, Urteil vom 06.07.2010 - 19 S 11/10 
= IBR 2011,8, Zusammenfassung: 
Wer den Bau eines Brunnens beauftragt, ist grundsätz-
lich zum Ersatz der Aufwendungen verpflichtet, die 
dem Auftragnehmer durch die Erdbohrung und die 
Abdichtung einer artesischen Quelle entstanden sind. 
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4   Fazit 
 
Die Vergabe und die Abwicklung von Bohr- und Aus-
bauarbeiten für die Herstellung, Erweiterung, Änderung 
oder Sanierung von Brunnen aller Art gem. ATV DIN 
18302, Abschnitt 1, der VOB/C setzt die strikte Beach-
tung der Vergaberegelungen der VOB Teil A voraus. 
Insbesondere dürfen die Vorgaben der VOB/B oder C 
von der ausschreibenden Stelle nicht geändert, sondern 
allenfalls ergänzt werden, wie § 8 VOB/A bzw. § 8 EG 
VOB/A (für europaweite Ausschreibungen) ausdrück-
lich vorschreiben! Dabei ist ein besonderes Augenmerk 
auf die Einholung eines umfassenden Baugrundgutach-
tens unter Einbezug aller hydrologischen und hydrogeo-
logischen Feststellungen zu legen. Denn nach der März-
13-Entscheidung des BGH vom 21.3.2013 muss der 
öffentliche Auftraggeber alle notwendigen Angaben in 
die Ausschreibung aufnehmen. Und dazu zählen insbe-
sondere an vorderster Stelle die Angaben zum Baugrund 
und zur Hydrologie, aber auch zur Kampfmittelbelas-
tung gem. ATV DIN 18299, Abschnitt 0.1.9, 0.1.10 und 
0.1.17. Im Zuge der Ausführung der in der Praxis immer 
noch als Brunnenbauarbeiten bezeichneten Bauleistun-
gen schließlich hat der Auftragnehmer – wie auch schon 
bei der Prüfung der Angebotsunterlagen – stets die 
Frage der Notwendigkeit einer Bedenkenanmeldung zu 
berücksichtigen. Und im Ernstfall unverzüglich, schrift-
lich und unmittelbar gegenüber dem Auftraggeber diese 
dann zu veranlassen. Dann hat der Auftragnehmer nicht 
nur einen Vergütungsanspruch für die erbrachten Leis-
tungen – trotz Nichterreichen der notwendigen Ergie-
bigkeit – gem. § 645 BGB, sondern er wird auch von 
der Mängelhaftung befreit. Denn das vereinbarte Bau-
SOLL lautet beim Brunnen(aus)bau klar und eindeutig: 
Herstellen eines Brunnens mit einer Ergiebigkeit von 
…! Wird diese Ergiebigkeit nicht erreicht bzw. verrin-
gert sich diese während der Mängelhaftungszeit, dann 
greift die prinzipielle Erfolgshaftung nicht, wenn der 
Mangel auf den Baugrund mitsamt den Grundwasser-
verhältnissen zusammenhängt. Diese Feststellung wird 
durch die 5 – M – Methode für jeden Sachverständigen 
einfach gemacht. Denn es stellen sich nur die Fragen: 
Hat der Brunnenbauer nach den Regeln der Technik die 
Bohrung abgeteuft, den Brunnen hergestellt und die 
entsprechenden weiteren Leistungen, die zur Funktions-
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Schlusswort: Beim Ausbau von Bohrungen gilt insb. die 
Feststellung des Dichters und Denkers, aber auch Na-
turwissenschaftlers Johann Wolfgang von Goethe: 
 
 
In`s Inn`re der Natur, 
blickt kein erschaff`ner Geist! 
Glückselig, wem sie nur 
die äuß`re Schale weist! 
 
 
 
 
 
